
Vorzulegende Unterlagen 
für die Kommunalwahl 

am 14. Mai 2023 

§ 25 der Gemeinde- und Kreiswahlordnung hat folgenden Wortlaut: 

§ 25 Form der Wahlvorschläge  

(1) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen 
1. von jeder vorgeschlagenen Bewerberin und jedem vorgeschlagenen Bewerber die schriftliche Erklärung nach dem Muster 

der Anlage 12, in der enthalten sind 
a) die Zustimmung zum Wahlvorschlag und 
b) Angaben über die berufliche Tätigkeit, soweit sie für die Vereinbarkeit mit dem angestrebten Mandat von Bedeutung ist, 

2. für jede vorgeschlagene Bewerberin und jeden vorgeschlagenen Bewerber eine Bescheinigung der zuständigen 
Gemeindewahlleiterin oder des zuständigen Gemeindewahlleiters nach dem Muster der Anlage 14, dass die Bewerberin 
oder der Bewerber wählbar ist; die Bescheinigung ist kostenfrei zu erteilen, 

3. von jeder vorgeschlagenen Bewerberin und jedem vorgeschlagenen Bewerber, die oder der nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt, eine Versicherung an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 15, dass sie oder er infolge 
einer zivilrechtlichen Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtlichen Entscheidung im Herkunftsmitgliedstaat von der 
Wählbarkeit nicht ausgeschlossen ist, 

4. im Falle eines Wahlvorschlags einer Partei oder Wählergruppe eine Erklärung der Leiterin oder des Leiters der 
Versammlung über die Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber nach dem Muster der Anlage 17; diese Erklärung 
kann für mehrere Bewerberinnen und Bewerber gemeinsam in einer Ausfertigung eingereicht werden. 

Tritt eine Bewerberin oder ein Bewerber sowohl in einem unmittelbaren Wahlvorschlag als auch im Listenwahlvorschlag 
derselben Partei oder Wählergruppe auf, genügt es, wenn die sich auf beide Wahlvorschläge beziehende Erklärung nach 
Satz 1 Nr. 1, die Bescheinigung nach Satz 1 Nr. 2 und die Versicherung an Eides Statt nach Satz 1 Nr. 3 nur dem unmittelbaren 
Wahlvorschlag beigefügt werden. 

(2) Mit dem Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe, die nicht mit mindestens einer oder einem für sie in Schleswig-
Holstein aufgestellten und gewählten Vertreterin oder Vertreter im Deutschen Bundestag, im Schleswig-Holsteinischen Landtag, 
in der Vertretung des Wahlgebiets oder, bei Gemeindewahlen, in der Vertretung des Kreises vertreten ist, sind außerdem 
einzureichen 
1. die Satzung der Partei oder Wählergruppe, 
2. das für die Partei oder Wählergruppe geltende Programm, 
3. der Nachweis, dass der nach der Satzung für das Wahlgebiet oder für das Gebiet des Landes zuständige Vorstand der 

Partei oder Wählergruppe nach demokratischen Grundsätzen gewählt worden ist; der Nachweis ist durch Vorlage einer 
beglaubigten Abschrift der bei der Wahl gefertigten Niederschrift oder einer schriftlichen Erklärung mehrerer bei der Wahl 
anwesender Personen zu führen. 

Die Unterlagen sind der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter in einfacher Ausfertigung einzureichen. Sie gelten dann als Beifügung 
für alle von der Partei oder Wählergruppe eingereichten Wahlvorschläge. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn eine Bestätigung 
des Innenministeriums nach § 26 vorliegt. 

(3) Der Satzung ist zu entnehmen, welches Organ als Leitung der für das Wahlgebiet örtlich bestehenden Gliederung der Partei 
oder Wählergruppe im Sinne des § 21 Satz 1 des Gesetzes zuständig und somit zur Unterzeichnung befugt ist. Für Wahlgebiete 
ohne örtliche Gliederung im Sinne des Satzes 1 ist die Zuständigkeit aufgrund der Satzung festzustellen; im Zweifelsfall gilt das 
satzungsgemäße Organ der nächsten übergeordneten Gliederungsstufe als zeichnungsbefugt. 

Es sind damit zwingend folgende Unterlagen vorzulegen: 

1. Unmittelbare Wahlvorschläge („Direktkandidierende“) in Höhe der Anzahl 
der für die jeweilige Gemeinde zu wählender Anzahl an 
„Direktkandidatinnen oder Direktkandidaten“ (i.d.R. 4, 5, 6, 7, 9 oder 10) 

n x Anlage 8 

2. 1 Listenwahlvorschlag 1 x Anlage 9
3. Für jeden Bewerbenden („Direktkandidierende“ und Listenbewerbende) 

eine Erklärung des Bewerbenden nach Anlage 12  
n x Anlage 12

4. Für jeden Bewerbenden („Direktkandidierende“ und Listenbewerbende) 
eine Bescheinigung der Wählbarkeit des Bewerbenden nach Anlage 14 

n x Anlage 14

5. 1 Erklärung über die Aufstellung der Bewerbenden von der Leiterin/des 
Leiters der Wahlversammlung nach Anlage 17 

1 x Anlage 17

6. Satzung der Partei oder Wählergruppe 

7. das Protokoll der Sitzung über die Vorstandswahl 

Bei Fragen dürfen Sie sich gerne an das Amt wenden. Ihr Ansprechpartner dort ist der stellvertretende 
Wahlleiter Herr Carsten Klug, Tel 04871/36-100 oder per Mail carsten.klug@amt-mittelholstein.de 

Hinweis: Eine Herausgabe einer Meldeliste der Einwohnenden für die gesamte 
Gemeinde an eine Wählergruppe ist aus melderechtlichen Gründen 
unzulässig.


